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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes über die Altersgrenze 
von Richtern an den oberen Bundesgerichten 
und Mitgliedern des Bundesrechnungshofes 

- Drucksache 897 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Beamtenrecht 

(9. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes über die 
Altersgrenze von Richtern an den oberen 
Bundesgerichten und Mitgliedern des 
Bundesrechnungshofes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Die Bundesrichter an den oberen Bun- 
desgerichten und die Mitglieder des Bundes- 
rechnungshofes treten mit Ablauf des Monats 
in den Ruhestand, in dem sie das achtundsech- 
zigste Lebensjahr vollenden. Diese Regelung 
gilt bis zum 31. Dezember 1956. 

(2) Die Vorschriften des § 41 Abs. 2 des 
Bundesbeamtengesetzes finden keine Anwen- 
dung. 

§2 

Bundesrichter an den oberen Bundesge- 
richten und Mitglieder des Bundesrechnungs- 
hofes, die bis zum Ablauf des 31. Dezember 
1954 das achtundsechzigste Lebensjahr voll- 
endet haben, treten mit dem Ende des Jah- 
res 1954 in den Ruhestand. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes über die 
Altersgrenze von Richtern an den oberen 
Bundesgerichten und Mitgliedern des 
Bundesrechnungshofes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

unverändert 
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Entwurf 

§ 3 

(1) Die Vorschriften des § 1 Abs, 1 gelten 
nicht für Bundesrichter, die nach Artikel 97 
Abs. 2 des Grundgesetzes unter Belassung des 
vollen Gehalts aus dem Amt entfernt worden 
sind oder werden. Sie treten mit dem Ende 
des Monats in den Ruhestand, in dem sie das 
fünfundsechzigste Lebensjahr vollenden, und 
falls sie über diesen Zeitpunkt hinaus ver- 
wendet werden, mit ihrer Entfernung aus 
dem Amt. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 sind 
entsprechend anzuwenden auf die Richter des 
ehemaligen Deutschen Obergerichts für das 
Vereinigte Wirtschaftsgebiet; soweit sie beim 
Inkrafttreten dieses Gesetzes das fünfund- 
sechzigste Lebensjahr überschritten haben, 
treten sie mit dem Ende des Jahres 1954 in 
den Ruhestand. Ihre Versorgung und die Ver- 
sorgung ihrer Hinterbliebenen richten sich 
nach dem Bundesbeamtengesetz. 


§ 4 

Unberührt bleiben 

1. § 119 des Arbeitsgerichtsgesetzes vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1267), 

2. § 211 des Sozialgerichtsgesetzes vom 

3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1239). 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. 


Beschlüssedes9. Ausschusses 

§ 3 

(1) unverändert 


(2) Die Richter des ehemaligen Deutschen 
Obergerichtes für das Vereinigte Wirtsdaafts- 
gebiet treten mit dem Ablauf des Monats in 
den Ruhestand, in dem sie das fünfundsech- 
zigste Lebensjahr vollenden. Soweit sie bis 
zum 31. Dezember 1955 das fünfundsechzigste 
Lebensjahr vollendet haben und noch nicht in 
den Ruhestand getreten sind, treten sie mit 
dem Ende des Jahres 1955 in den Ruhestand. 
Die Versorgung der Richter des ehemaligen 
Deutschen Obergerichtes und die Versorgung 
ihrer Hinterbliebenen richten sich nach dem 
Bundesbeamtengesetz. 


§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. 1 S. 1) auch 
im Lande Berlin. 


§6 


§ 6 


Dieses Gesetz tritt am 31. Dezember 1954 
in Kraft. 


unverändert 
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